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89. Beschluß des Tiroler Landtages vom 12. Dezember 1996 über den Landesvoranschlag für das Jahr 1997
90. Verordnung des Landeshauptmannes vom 13. Dezember 1996, mit der die Verordnung über die Bildung

von Forstaufsichtsgebieten geändert wird

89. Beschluß des Tiroler Landtages vom 12. Dezember 1996 über den
Landesvoranschlag für das Jahr 1997

Der Landtag hat beschlossen:

I.
Der Landesvoranschlag für das Jahr 1997

wird mit folgenden, in den Anlagen aufgeglie-
derten Gesamtbeträgen festgesetzt:

Ordentlicher Voranschlag
Ausgaben S 23.245.309.000,–
Einnahmen S 22.490.309.000,–
Abgang S 00.755.000.000,–

Außerordentlicher Voranschlag
Ausgaben S 1.138.626.000,–
Einnahmen S 1.138.626.000,–
Fremdfinanzierung S 0.751.885.000,–

II.
(1) Die im Landesvoranschlag vorgesehe-

nen Ausgaben sind grundsätzlich unüber-
schreitbare Höchstbeträge. Ausgaben dürfen
nur für die im Voranschlag vorgesehenen
Zwecke und nur nach den Grundsätzen der
Sparsamkeit, Zweckmäßigkeit und Wirtschaft-
lichkeit geleistet werden.

(2) Voranschlagsstellen, die in derselben
Deckungsklasse zusammengefaßt sind, sind
gegenseitig deckungsfähig.

(3) a) Die Landesregierung wird ermächtigt,
Zusatzkredite bei Voranschlagsstellen bis zu der
Höhe zur Verfügung zu stellen, als in derselben
Gruppe Mehreinnahmen bzw. Minderausgaben
als Bedeckung herangezogen werden können.

b) Die Landesregierung wird weiters er-
mächtigt, bei Voranschlagsstellen Zusatz-
kredite bis zu einem Betrag von S 1,000.000,–
im Einzelfall dann zur Verfügung zu stellen,
wenn für den entstehenden Mehraufwand ent-
sprechende Minderausgaben bzw. Mehrein-
nahmen in anderen Gruppen als Bedeckung
herangezogen werden können.

c) Die Landesregierung wird weiters er-
mächtigt, bei neu zu eröffnenden Voran-
schlagsstellen Zusatzkredite bis zu einem Be-
trag von S 200.000,– im Einzelfall zur Verfü-
gung zu stellen, wenn eine Bedeckung nach
lit. a oder b gegeben ist.

d) Bei Budgetmittelumschichtungen nach
lit. a und b wird der Kredit bei der als Be-
deckung herangezogenen Ausgabe-Voran-
schlagspost vermindert bzw. bei der Einnah-
me-Voranschlagspost erhöht. Der zur Be-
deckung von Mehrausgaben herangezogene
Betrag ist ziffernmäßig festzustellen und bleibt
endgültig gebunden. Bei den zum Zwecke der
Bedeckung gekürzten Voranschlagsstellen ist
nachfolgend die Bereitstellung zusätzlicher
Finanzmittel nicht mehr gestattet.

e) Mehreinnahmen aus Steuern mit Ausnah-
me von Verwaltungsabgaben sowie Mehrein-
nahmen aus steuerähnlichen Einnahmen dür-
fen nicht nach lit. a und b als Bedeckung für
Zusatzkredite herangezogen werden. Mehrein-
nahmen aus Verwaltungsabgaben dürfen nur
für unmittelbar zusammenhängende Mehraus-
gaben des Sachausgabenbereiches als Be-
deckung herangezogen werden.

f) Über Budgetmittelumschichtungen, die
den Betrag von S 200.000,– überschreiten, hat
die Landesregierung dem Landtag halbjährlich
zu berichten.

g) Die bei der Voranschlagspost 1/000004-
7660 001 „Allgemeine Parteienförderung“
budgetierten Finanzmittel dürfen nur über ei-
nen ziffernmäßig bestimmten Antrag der je-
weiligen politischen Partei ausbezahlt werden.

(4) Von der im Abs. 3 lit. a und b ausgespro-
chenen Ermächtigung sind Mehrausgaben in
den Finanzkennziffern 1 bis 9 gegen Ein-
sparungen bei der Finanzkennziffer 0 (Lei-
stungen für Personal) und umgekehrt ausge-
schlossen. 
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(5) Die Landesregierung wird ermächtigt,
über- und außerplanmäßige Zusatzkredite in
der Höhe zur Verfügung zu stellen, als korres-
pondierende, ausdrücklich zweckgebundene
über- und außerplanmäßige Einnahmen mit
den Finanzkennziffern 0, 1, 2 und 3 zur Be-
deckung herangezogen werden können.

(6) Die Landesregierung wird im Sinne des
Art. 61 Abs. 4 der Tiroler Landesordnung 1989
ermächtigt, im Landesvoranschlag nicht vor-
gesehene oder dessen Ansätze übersteigende
Ausgaben, die unumgänglich notwendig sind
und deren Dringlichkeit einen Aufschub nicht
zuläßt, bis zu 2 v. H. der im ordentlichen
Landesvoranschlag vorgesehenen Ausgaben
zu leisten. Die Landesregierung hat dem Land-
tag solche Ausgaben unverzüglich bekanntzu-
geben.

(7) Die Landesregierung wird ermächtigt,
Zusatzkredite bei Voranschlagsposten aus der
Voranschlagspost 1/970009-7298 100 „Allge-
meine Verstärkungsmittel“ bis zu einem
Höchstbetrag von S 50.000,– im Einzelfall zur
Verfügung zu stellen, wenn eine Budgetmittel-
umschichtung im Sinne des Abs. 3 ganz oder
teilweise nicht möglich ist.

(8) Die Landesregierung wird ermächtigt,
beim „Sonderprogramm Nationalparkregion“
Ausgaben zu Lasten der entsprechenden Vor-
anschlagspost des nächsten Haushaltsjahres
bis zu einem Höchstausmaß von maximal
25,0 Millionen Schilling des für das laufende
Haushaltsjahr bewilligten Ausgabenrahmens
zu genehmigen. Derartige Vorgriffe sind sofort
zu Beginn des nächsten Haushaltsjahres der
entsprechenden Voranschlagspost anzulasten.

III.
(1) Die Landesregierung wird ermächtigt,

Landesvermögen im Einzelfall bis zum Ge-
samtwert von S 2.000.000,– zu verkaufen oder
zu tauschen, wenn der Schätzwert einen Betrag
von S 1,000.000,– nicht übersteigt. 

(2) Die Landesregierung wird ermächtigt,
Landesvermögen durch die Einräumung von
Dienstbarkeiten (materielle Wertobergrenze
S 1,000.000,–) zu belasten.

(3) Die Landesregierung wird ermächtigt,
auf die Einziehung einer Forderung bis zu
S 1,000.000,– im Einzelfall zu verzichten,
wenn die Einziehung der Forderung für den
Schuldner nach der Lage des Falles, insbeson-
dere unter Berücksichtigung seiner wirtschaft-
lichen Verhältnisse und des Ausmaßes seines
allfälligen Verschuldens an der Entstehung der
Forderung, unbillig wäre.

(4) Die Landesregierung wird ermächtigt,
die Einziehung von Forderungen einzustellen,
wenn

a) der mit der Einziehung verbundene Ver-
waltungs- und Kostenaufwand in keinem an-
gemessenen Verhältnis zur Höhe der Forde-
rung steht,

b) alle Möglichkeiten der Einziehung er-
folglos versucht worden sind oder

c) Einziehungsmaßnahmen von vornherein
offenkundig aussichtslos sind.

IV.
(1) Die in den Punkten I, II und III des außer-

ordentlichen Voranschlages vorgesehenen
Ausgaben von S 1.138.626.000,– dürfen erst
dann geleistet werden, wenn ihre Bedeckung
durch die im außerordentlichen Voranschlag
angeführten Einnahmen (Darlehensaufnah-
men, Zuführung aus dem ordentlichen Voran-
schlag und Beiträge Dritter) gesichert ist. Der
Landtag gibt nach Art. 62 Abs. 1 lit. a der Tiro-
ler Landesordnung 1989 die Zustimmung zur
Aufnahme der im außerordentlichen Voran-
schlag vorgesehenen Darlehen in der Gesamt-
höhe von S 751.885.000,–.

(2) Die Landesregierung wird im Sinne des
Art. 62 Abs. 1 lit. b der Tiroler Landesordnung
1989 ermächtigt, für Darlehen in der Höhe bis
zu S 40.000.000,– Bürgschaften nach den Be-
stimmungen des § 12 des Tiroler Wohnbauför-
derungsgesetzes 1991, LGBl. Nr. 55, in der
Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 56/1996, zu
übernehmen. Über die gewährten Bürgschaf-
ten ist dem Landtag zu berichten.

V.
Anstellungen und Beförderungen im Lan-

desdienst dürfen nur im Rahmen des eine An-
lage zum Landesvoranschlag bildenden Dienst-
postenplanes 1997 und der Ermächtigung er-
folgen, die der Landesregierung im Zusam-
menhang mit der Festsetzung des Dienst-
postenplanes erteilt wird.

VI.
Die Anschaffung von Kraftfahrzeugen darf

nur im Rahmen des eine Anlage zum Landes-
voranschlag bildenden Kraftfahrzeugplanes
1997 und der Ermächtigung erfolgen, die der
Landesregierung im Zusammenhang mit der
Festsetzung des Kraftfahrzeugplanes erteilt
wird.

VII.
(1) Die Verwendung der bewilligten Ausga-

ben ist nur bis zum 31. Dezember 1997 gestat-
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tet. Umbuchungen können noch bis spätestens
31. Jänner 1998 zu Lasten des Voranschlages
1997 durchgeführt werden.

(2) Die Landesregierung kann nicht ver-
brauchte Kredite für Bauvorhaben, deren Aus-
führung sich über einen Zeitraum von mehr als
einem Jahr erstreckt, nicht verbrauchte Kredite
für Maßnahmen aus dem Raumordnungs-
schwerpunktprogramm, aus dem Teilabschnitt
„Sonderprogramm Nationalparkregion“ und
aus dem Teilabschnitt „Impulsprogramm Tirol“
einer besonderen Rücklage zuführen, wenn dies
zur Sicherung der Fortführung des Bauvor-
habens, der Maßnahmen aus der Raumordnung,

der Maßnahmen aus dem „Sonderprogramm
Nationalparkregion“ und der Maßnahmen aus
dem „Impulsprogramm Tirol“  erforderlich ist.

(3) Die Landesregierung wird ermächtigt,
Ausgabenrückstände zu bilden, wenn dies im
Interesse einer wirtschaftlichen Abwicklung
von Ausgabenkrediten und aus budgetären
Gründen geboten erscheint. Die gebildeten
Ausgabenrückstände sind im Rechnungsab-
schluß gesondert auszuweisen.

VIII.
Dieser Beschluß tritt mit 1. Jänner 1997 in

Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Eberle

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

90. Verordnung des Landeshauptmannes vom 13. Dezember 1996,
mit der die Verordnung über die Bildung von Forstaufsichts-
gebieten geändert wird

Auf Grund des § 1 Abs. 2 der Tiroler Wald-
ordnung, LGBl. Nr. 29/1979, wird verordnet:

Artikel I
Die Verordnung über die Bildung von Forst-

aufsichtsgebieten, LGBl. Nr. 44/1980, zuletzt
geändert durch die Verordnung LGBl. Nr. 108/
1995, wird wie folgt geändert:

1. In der Anlage hat im Teil »B. Bezirk Inns-
bruck-Land« die lfd. Nr. 5 zu lauten:
„5 Fulpmes/Telfes a) Fulpmes

b) Telfes
c) Gp. 1053/2, 1180/1,

1180/2 und 1183/7
KG Mieders“.

2. In der Anlage wird im Teil »B. Bezirk
Innsbruck-Land« die lfd. Nr. 25 aufgehoben.

3. In der Anlage haben im Teil »C. Bezirk
Innsbruck-Stadt« die lfd. Nrn. 1 bis 4 zu lauten:
„1 Arzl/Mühlau/ KG Arzl, KG Mühlau

Hötting-Ost und jene Grundstücke 

in der KG Hötting, die
östlich der Linie Ger-
schrofen, Gerlehner,
Umbrückleralm, Alm-
tal, Katzenbrünnl, Fall-
bach und nördlich der
Höhenstraße liegen

2 Hötting-West KG Hötting, mit Aus-
nahme des zum Forst-
aufsichtsgebiet Arzl/
Mühlau/Hötting-Ost ge-
hörenden Teiles (Nr. 1)

3 Innsbruck-Südost KG Amras, KG Pradl
und KG Wilten

4 Innsbruck-Südwest KG Igls und KG Vill“.
4. In der Anlage wird im Teil »D. Bezirk Kitz-

bühel« die lfd. Nr. 7 aufgehoben.

Artikel II
Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1997 in

Kraft.

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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